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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Klepsch, Dr. Jahn (Braunschweig) 
und Genossen 
— Drucksache 7/793 — 

betr. Einsatz von Steinkohle aus inländischem Aufkommen für die Wärmeversorgung 
der Bundeswehr-Liegenschaften 


Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister der 
Verteidigung hat mit Schreiben vom 11. Juli 1973 die Kleine 
Anfrage im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Wirt- 
schaft wie folgt beantwortet: 


1. Besteht die Gültigkeit des Erlasses des Bundesministers der 
Verteidigung vom 31. Oktober 1966 ( U III 10 - Az. 68-13-01) 
fort? 


Die Gültigkeit des Erlasses besteht zunächst noch fort. Das Bun- 
desministerium der Verteidigung erwägt jedoch eine Ände- 
rung, die neben der Versorgungssicherheit auch die nachstehen- 
den Erfahrungen und den Fortschritt der Technik berücksichtigt. 
Das mit dem Erlaß vom 31. Oktober 1966 seinerzeit verfolgte 
Ziel der Versorgungssicherheit im Verteidigungsbereich be- 
steht nach wie vor. Dies läßt sich jedoch für kurzfristige Störun- 
gen heute auch für flüssige Brennstoffe durch ausreichende Be- 
vorratung erreichen. In den letzten Jahren konnte aus nach- 
stehenden Gründen die im Erlaß festgelegte Relation nicht mehr 
eingehalten werden: 

— Die „Kokslücke" während des Winters 1969/70 hatte zur 
Folge, daß zur Aufrechterhaltung der Wärmeversorgung 
der Bw-Liegenschaften ein verstärkter Einsatz von Heizöl 
notwendig war. 

— - Bei einigen neuen Heizanlagen waren im Hinblick auf Ge- 
stehungs- und Betriebskosten Heizöl- und Heizgasanlagen 
aus Haushaltsgründen vorzusehen. 

— Durch Umweltschutzauflagen waren im Einzelfall ebenfalls 
einige Heizanlagen mit anderen Brennstoffen zu planen und 
zu erstellen. 
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— Die angespannte Arbeitsmarktlage mußte bei Planungen von 
Heizanlagen Berücksichtigung finden, da Gas- und Öl- 
heizungen wesentlich weniger Bedienungspersonal er- 
fordern als Feststoffheizungen. 


2. Welche Maßnahmen werden ergriffen, um die Einhaltung der 
Regelungen dieses Erlasses durch die nachgeordneten Behörden 
zu gewährleisten? 


Die nachgeordneten Behörden waren - soweit es die in Ziffer 1 
aufgeführten Gesichtspunkte zuließen - gehalten, nach diesem 
Erlaß zu verfahren, und erhielten darüber hinaus auch Wei- 
sung, über die von ihnen verbrauchten Energiearten jährlich zu 
berichten. 


3. Nach welchen Quoten für die einzelnen Energieträger soll die 
Wärmeversorgung der Liegenschaften der Bundeswehr in Zu- 
kunft erfolgen? 

Diese Frage wird zur Zeit im Bundesministerium der Verteidi- 
gung erörtert. Dabei wird dem festen Brennstoff bei der Ver- 
sorgung der Heizanlagen der Bundeswehr nach wie vor ein 
angemessener Anteil eingeräumt, über die Höhe der Quoten 
kann zum gegenwärtigen Zeitpunkt noch nichts gesagt werden. 


4. Zu welchen Anteilen sollen bei künftigen Um- oder Neubauten 
die Heizanlagen in Liegenschaften des Verteidigungsbereiches 
für Befeuerung mit inländischer Steinkohle bzw. mit Heizöl 
ausgelegt werden? 

Bei künftigen Um- und Neubauten von Wärmeversorgungs- 
anlagen werden neben wirtschaftlichen Überlegungen, unter 
Berücksichtigung besonderer Forderungen des militärischen Be- 
darfsträgers, Umweltschutzauflagen, aber auch der Bedarf und 
das Angebot an notwendigem Heizpersonal die Wahl des 
Brennstoffes mitbestimmen. Dabei wird unter Einhaltung der 
noch festzulegenden Quoten und unter Berücksichtigung der in 
der Beantwortung zur Frage 1 aufgeführten Gesichtspunkte in 
jedem Einzelfall entschieden werden müssen. 


5. Beabsichtigt die Bundesregierung, im Rahmen des von ihr an- 
gekündigten energiepolitischen Gesamtkonzepts u. a. sicherzu- 
stellen, daß die Energieversorgung des Verteidigungsbereiches 
primär durch inländische Energieträger, insbesondere Stein- 
kohle, erfolgt? 


Im Energiekonzept wird auf die Versorgung der Bundeswehr 
mit inländischen festen Brennstoffen nicht gesondert einge- 
gangen werden. Die von der Bundeswehr angestrebte Sicher- 
stellung der Wärmeversorgung durch Einsatz fester Brennstoffe 
aus inländischem Aufkommen wird - auch nach Neufestlegung 
der Quoten - mit der im Energiekonzept betonten Bedeutung 
inländischer Energieträger - insbesondere deutscher Stein- 
kohle - in Übereinstimmung sein. 
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